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 Hinweise zur arbeitsrechtlichen Fragestel-
lungen während der Coronakrise: 

1. Aufklärung/Hinweispflichten 

Grundsätzlich hat der Arbeitgeber keinen An-
spruch auf Auskunft darüber, an welcher Er-
krankung der Arbeitnehmer leidet. Das wird in 
Zeiten der Corona-Pandemie möglicherweise 
nicht ohne Einschränkungen aufrechterhalten 
werden können im Hinblick auf das Infektionsri-
siko und die Schutzpflichten des Arbeitgebers 
für andere Arbeitnehmer, sodass wohl eine Hin-
weispflicht des Arbeitnehmers (bei einer 
Coronaerkrankung) zu bejahen ist. 

Gleichfalls wird man wohl ein Fragerecht des 
Arbeitgebers bejahen, ob der Arbeitnehmer zu 
einer erkrankten Person Kontakt hatte oder sich 
in einem Gebiet aufgehalten hat, für das eine 
Reisewarnung galt bzw. einem von Robert-
Koch-Institut ausgewiesenen Risikogebiet. 

Gesundheitskontrollen sind umstritten, anlass-
lose Gesundheitskontrollen aber eher nicht zu-
lässig. 

2. Quarantäne und Tätigkeitsverbot 

Wird ein Arbeitnehmer nur wegen eines Ver-
dachts der Erkrankung unter Quarantäne ge-
stellt, ist er in der Regel (Ausnahme Home-
Office) nicht in der Lage, seine Arbeitsleistung 
zu erbringen. Ist die Quarantäne nur für eine 
verhältnismäßig geringe Zeit angeordnet, kann 
ein Entgeltanspruch nach § 616 BGB aufrecht-
erhalten bleiben (sollte § 616 BGB nicht arbeits-
vertraglich abbedungen sein). Sofern und so-
weit kein Entgeltfortzahlungsanspruch nach § 
616 BGB besteht, hat der Arbeitnehmer einen 
Anspruch nach § 56 Infektionsschutzgesetz 
(IfSG), den zunächst der Arbeitgeber zu bedie-
nen hat (für die ersten 6 Wochen), der seiner-
seits aber vom Gesundheitsamt die Erstattung 
und gegebenenfalls einen Vorschuss verlangen 
kann, § 46 Abs. 5, Abs. 12 IfSG. 

3. Betreuung von Kindern 

Wegen der Erkrankung eines Kindes kann der 
Arbeitnehmer (für einen kurzen Zeitraum) Ent-
geltfortzahlung nach § 616 BGB verlangen, ge-
gebenenfalls gibt es auch Ansprüche auf Kran-
kengeld nach § 45 SGB V. 

Wenn die Verhinderung auf der behördlich an-
geordneten Schließung einer Schule oder Be-
treuungseinrichtung beruht gilt für Betreuungs-
fälle ab dem 30.03.2020 der neue § 56 Abs. 1 a 
IfSG, der einen entsprechenden Entschädi-
gungsanspruch gewährt. 

4. Arbeitsort 

Eine Versetzung ins Home-Office ist dem Ar-
beitgeber dann möglich, wenn er mit dem Ar-
beitnehmer dies entweder individuell im Ar-
beitsvertrag oder mit dem Betriebsrat/der Ge-
werkschaft kollektivrechtlich vereinbart hat (ta-
rifvertraglich oder in Betriebsvereinbarungen). 
Hat er nichts vereinbart, kommt eine Weisung 
nach § 106 GewO in Betracht. Die Weisung, wo 
die Arbeit zu erfüllen ist, muss nur billigem Er-
messen unterliegen, das in aller Regel in der 
jetzigen Situation eingehalten sein dürfte, wenn 
Home-Office Tätigkeiten angeordnet werden. 
Allerdings muss der Arbeitgeber die entspre-
chenden Einrichtungen, die für die häusliche Ar-
beit erforderlich sind, zur Verfügung stellen und 
muss auch der heimische Arbeitsplatz arbeits-
schutzrechtlichen Vorgaben entsprechen. In 
mitbestimmten Betrieben ist eine Mitwirkung 
des Betriebsrats unabdingbar. 

5. Kurzarbeit  

Schließlich gibt es in von der Krise betroffenen 
Betrieben natürlich die Möglichkeit der Kurzar-
beit, Voraussetzungen und Folgen sprengen 
aber den Raum in dieser Darstellung, es ist eine 
individuelle Prüfung und Bearbeitung erforder-
lich. 

6. Vorübergehende Betriebsschließung 

Problematisch für den Arbeitgeber sind Be-
triebsschließungen, die er nicht einvernehmlich 
mit dem Betriebsrat anordnet, da das Wirt-
schaftsrisiko und Betriebsrisiko dem Arbeitge-
ber obliegt, er also letztlich die Folgen der 
Schließung zu tragen hat. Konkret bedeutet 
dies also, dass, entschließt sich der Arbeitgeber 
zu einer Schließung, damit nicht die Verpflich-
tung zur Lohnzahlung endet. Etwas anderes 
kann natürlich dann gelten, wenn mit dem Be-
triebsrat eine entsprechende Schließung (Be-
triebsferien) vereinbart ist. 

Muss der Betrieb aufgrund behördlicher Anord-
nung geschlossen werden, entfällt wohl die 
Zahlungspflicht. Auch hier erscheint aber der 
Weg über die Kurzarbeit nahezuliegen. 

7. Betriebsrat  

In mitbestimmten Betrieben sind quasi sämtli-
che Maßnahmen, die wegen der Krise eingelei-
tet werden, mitbestimmungspflichtig und müs-
sen entweder zum Gegenstand von Betriebs-
vereinbarungen gemacht werden, oder unterlie-
gen aber zumindest Überwachungsrechten des 
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Betriebsrats und Unterrichtungspflichten des 
Arbeitgebers. 

 

 Zur Haftung einer Bank, die eine (Konto-) 
Vollmacht nicht akzeptiert 

Das LG Memmingen hatte mit Urteil vom 
28.10.2019 (22 O 257/19) über leider immer 
wieder vorkommende Schwierigkeiten bei der 
Abwicklung von Nachlässen zu entscheiden: Im 
Streitfall war die Klägerin Alleinerbin des Erb-
lassers, der über ein Konto bei der beklagten 
Bank verfügte. Zu dem Girokonto hatte der Erb-
lasser der Klägerin eine Kontovollmacht erteilt 
und außerdem eine Vorsorgevollmacht unter 
anderem zur Vermögenssorge. Die Klägerin 
forderte die Beklagte aufgrund ihrer Stellung als 
Alleinerbin und Kontobevollmächtigte zu einer 
Umbuchung auf, was die Beklagte aber von der 
Vorlage eines Erbscheins abhängig machte. Mit 
der Klage verlangt die Klägerin Schadensersatz 
unter anderem für die ihr im Zusammenhang 
mit dem Erbschein und der Beauftragung eines 
Anwalts entstandenen Kosten. 

Das Landgericht Memmingen hat die Beklagte 
verurteilt, knapp EUR 6.000,00 zu erstatten, 
weil die Bank die Kontovollmacht und die Vor-
sorgevollmacht rechtswidrig ignoriert hätte. Es 
gibt keine Grundlage dafür, dass die Bank die 
Vorlage eines Erbscheins verlangt, wenn sich 
der Alleinerbe durch eine über den Tod hinaus 
geltende Vollmacht legitimiert. Dies war vorlie-
gend durch die Kontovollmacht und die Vorsor-
gevollmacht gegeben. Vernünftige Zweifel an 
der Echtheit der Vollmachten gab es nicht, wes-
wegen die Bank die Vollmacht hätte berücksich-
tigen und die erteilte Weisung beachten müs-
sen. Da dies nicht geschehen ist, muss die 
Bank die entstandenen Mehrkosten unter ande-
rem für den Erbschein und die Anwaltsgebüh-
ren übernehmen. 

Es kommt in der Praxis häufig vor, dass Banken 
Vollmachten nach einem Todesfall nicht akzep-
tieren. Entscheidungen wie die des Landge-
richts Memmingen werden hoffentlich dazu bei-
tragen, dass sich dies ändert und Banken nicht 
ohne Grund die Vorlage eines Erbscheins ver-
langen, zumal dies mit Mehrkosten und häufig 
mit erheblichen zeitlichen Verzögerungen ver-
bunden ist. 

LG Memmingen, Urteil vom 28.10.2019 - 22 O 
257/19 

 

 Vereinbarung zum Versorgungsausgleich 

Gemäß § 6 Versorgungsausgleichsgesetz be-
steht für Ehegatten die Möglichkeit Regelungen 
zum Versorgungsausgleich zu treffen. Vom 
Versorgungsausgleich betroffen sind Pensions-
anwartschaften von Beamten, Ansprüche ge-
genüber der gesetzlichen Rentenversicherung, 
Betriebsrenten und Versorgungszusagen sowie 
private Verträge auf Rentenbasis oder mit staat-
licher Förderung (Riester/Rürup). Aus unter-
schiedlichen Gründen kann ein Interesse an 
vertraglichen Regelungen zur Abänderung be-
stehen, nicht nur zu einem Verzicht sondern 
auch zu einer Modifikation. So lag dem Ober-
landesgericht Brandenburg ein Sachverhalt zur 
Entscheidung vor, wonach auf Seiten der An-
tragstellerin Ansprüche in der gesetzlichen 
Rentenversicherung bestanden, beim Antrags-
gegner beamtenrechtliche Ansprüche, als Lan-
desbeamter. Da gesetzlich eine Verrechnung 
nicht vorgesehen ist, wurde diese von den Ehe-
gatten vereinbart, das Amtsgericht hatte im 
Scheidungsbeschluss lediglich auf diese Ver-
einbarung verwiesen. 

Durch das OLG Brandenburg wurde mit Be-
schluss vom 25.09.2019 - 13 UF 160/19 (Fa-
mRZ 2020, 92, 93) beanstandet, dass auch im 
Falle einer Vereinbarung der Ehegatten eine 
gerichtliche Entscheidung auf dieser Grund-
lage, jedoch auch mit eigener Prüfung zur An-
gemessenheit, erfolgen muss. Ein bloßer Ver-
weis auf eine Vereinbarung genügt dem nicht. 
Es wurde deshalb der Scheidungsbeschluss in 
Bezug auf den Versorgungsausgleich aufgeho-
ben und die Sache zur erneuten Entscheidung 
zurückverwiesen. 

OLG Brandenburg, Beschluss vom 25.09.2019 
- 13 UF 160/19 
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 Influencer-Werbung 

Mit dem OLG Frankfurt hat sich erneut ein Ge-
richt mit der Frage der Zulässigkeit der Wer-
bung von Influencern auseinandergesetzt (Be-
schluss vom 23.10.2019 - 6 W 68/19). Dem 
Rechtsstreit vorangegangen war eine Abmah-
nung, weil die Influencerin auf Instagram Bilder 
gepostet und diese mit Tags zu Instagram-Ac-
counts der Anbieter der jeweils in ihren Posts 
dargestellten Produkte und Dienstleistungen 
verlinkt hat, ohne diese Tags als Werbung 
kenntlich zu machen. Nachdem die Influencerin 
die Abmahnung zurückgewiesen hat, wurde sie 
nunmehr vom OLG Frankfurt in einem Eilver-
fahren zur Unterlassung verpflichtet. 

Das OLG begründet die Entscheidung damit, 
dass eine geschäftliche Handlung vorläge, weil 
die Influencerin mit ihren Posts für diverse Un-
ternehmen wirbt und dafür eine Gegenleistung 
erhält. Im Übrigen fördert die Influencerin mit ih-
ren Posts auch ihr eigenes Unternehmen, weil 
sie Einkünfte damit erzielt, dass sie die Pro-
dukte und auch sich selbst vermarktet, sodass 
ihr Account generell als kommerziell zu bewer-
ten ist. Da die Werbung nicht als solche kennt-
lich gemacht ist, war die Veröffentlichung wett-
bewerbswidrig. 

Viele Rechtsfragen im Zusammenhang mit In-
fluencern sind aktuell noch ungeklärt. Bei der 
Veröffentlichung von Inhalten auf Instagram, Y-
ouTube oder vergleichbaren Social-Media-
Plattformen sollte aber dringend sichergestellt 
werden, dass Werbung auch als solche ge-
kennzeichnet wird, ansonsten kann dies sehr 
teuer werden. In dem vom OLG Frankfurt ent-
schiedenen Fall lag der Streitwert bei EUR 
70.000,00, sodass sich allein die Verfahrens-
kosten, die die Influencerin nach den 2 Instan-
zen erstatten muss auch über EUR 20.000,00 
belaufen. 

OLG Frankfurt, Beschluss vom 23.10.2019 - 6 
W 68/19 

 

 BGH zum Ausschluss des Konkurrenz-
schutzes in einem Einkaufszentrum und zur 
Schriftform 

Mit einer besonders wichtigen Entscheidung 
vom 26.02.2020 - XII ZR 51/19 hat der Bundes-
gerichtshof gleich zu mehreren bislang heftig 
umstrittenen Rechtsfragen Stellung genom-
men, die in der Praxis von außerordentlich gro-
ßer Bedeutung sind. Gegenstand des Urteils ist 
die Frage der Einhaltung der gesetzlichen 
Schriftform, der vertragsimmanente Konkur-
renzschutz in einem Einkaufszentrum und der 
formularmäßige Ausschluss des Konkurrenz-
schutzes in einem Einkaufszentrum bei gleich-
zeitiger Festlegung einer Betriebspflicht mit 
Sortimentsbindung. Der Bundesgerichtshof ent-
scheidet zur Schriftform, dass das Hinzusetzen 
eines Firmenstempels zu der Unterschrift eines 
von mehreren gesamtvertretungsberechtigten 
Geschäftsführern nicht zur Wahrung der ge-
setzlichen Schriftform genügt, wenn die Ur-
kunde aufgrund ihres sonstigen Erscheinungs-
bildes nicht den Eindruck der Vollständigkeit er-
weckt. Ferner führt der Bundesgerichtshof aus, 
dass ein vertragsimmanenter Konkurrenz-
schutz grundsätzlich auch für Mieter in einem 
Einkaufszentrum bestehen kann. Schließlich 
sagt der Bundesgerichtshof, dass der formular-
mäßige Ausschluss des Konkurrenzschutzes in 
einem Einkaufszentrum bei gleichzeitiger Fest-
legung einer Betriebspflicht mit Sortimentsbin-
dung den Mieter unangemessen benachteiligt 
und unwirksam ist. 

1.  Schriftform 

Ein Mietvertragsnachtrag wird für die Mieterin, 
die nach dem Rubrum des Nachtrags durch 
zwei gesamtvertretungsberechtigte GmbH-Ge-
schäftsführer vertreten wurde, nur von einem 
der Geschäftsführer unter Beifügung des Fir-
menstempels auf dem für ihn vorgesehenen 
Unterschriftsfeld unterzeichnet. Ein zweites 
Feld, das für die Unterschrift des zweiten Ge-
schäftsführers der Mieterin vorgesehen war, 
blieb leer. Der Bundesgerichtshof nimmt an, 
dass wegen der fehlenden Unterschrift des 
zweiten Geschäftsführers die gesetzliche 
Schriftform nicht eingehalten ist. Der Bundes-
gerichtshof hat bereits entschieden, dass, wenn 
eines der zur gemeinschaftlichen Vertretung 
berufenen Organmitglieder einer Gesellschaft 
den Vertrag unterzeichnet, die Schriftform des 
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§ 550 BGB nur gewahrt ist, wenn auch die übri-
gen Organmitglieder unterzeichnen oder die 
Unterschrift den Hinweis enthält, dass das un-
terzeichnende Organmitglied auch diejenigen 
Organmitglieder vertreten will, die nicht unter-
zeichnet haben (BGH NJW 2010, 1453 Rn. 13 
f.; BGH NJW 2003, 3053, 3054 und BGH NJW 
2002, 3389, 3391). Das gilt aber nur, wenn nach 
dem Erscheinungsbild der Urkunde die Unter-
schrift des Unterzeichners in seiner Eigenschaft 
als Mitglied des mehrgliedrigen Organs abge-
geben ist. Nur dann erweckt die Urkunde den 
Anschein, es könnten noch weitere Unterschrif-
ten, nämlich diejenigen der übrigen Organmit-
glieder, fehlen (BGH NJW 2013, 1082 Rn. 13 
f.). Ist die Vertretungsregelung der Kapitalge-
sellschaft im Rubrum des Mietvertrages ange-
geben, lässt sich der ohne Vertretungszusatz 
geleisteten einzelnen Unterschrift grundsätzlich 
nicht entnehmen, ob die übrigen gesetzlichen 
Vertreter noch unterzeichnen müssen. Bei einer 
solchen Gestaltung folgen die Zweifel an der 
Vollständigkeit der Unterschriftsleistung unmit-
telbar aus der Urkunde selbst (BGH NJW 2010, 
1453 Rn. 17 ff.; BGH NJW 2015, 2034 Rn. 21). 
Anders liegt der Fall, wenn nach dem Erschei-
nungsbild der Urkunde der Unterzeichner für 
sich allein die Berechtigung zum Abschluss des 
fraglichen Rechtsgeschäfts in Anspruch nimmt 
und dies durch einen die alleinige Vertretung 
der Gesellschaft anzeigenden Zusatz kenntlich 
macht. Ein solcher Zusatz kann in der Verwen-
dung des vom Geschäftsinhaber autorisierten 
Firmen- oder Betriebsstempels liegen. Das Hin-
zusetzen eines Stempels zu einer Unterschrift 
weist denjenigen, der die Unterschrift geleistet 
hat, als unterschriftsberechtigt für den Stempel-
aussteller aus. Denn der Geschäftsverkehr 
misst dem Firmen- oder Betriebsstempel eine 
Legitimationswirkung bei. Die Abgabe einer un-
terschriebenen und mit Stempelzusatz abge-
schlossenen Erklärung dokumentiert mangels 
abweichenden Anscheins im Hinblick auf die in-
soweit relevante äußere Form, mit der geleiste-
ten Unterschrift hinsichtlich dieses Geschäfts 
zur alleinigen Vertretung der Gesellschaft be-
rechtigt zu sein und in diesem Sinne handeln zu 
wollen. Eine so in den Verkehr gegebene Erklä-
rung wirft keinen Zweifel an ihrer Vollständigkeit 
auf. Daher erfüllt sie die Schriftform (BGH NJW 
2013, 1082 Rn. 14 und BGH NJW 2015, 2034 
Rn. 22). 

Im vom BGH entschiedenen Fall ging aus dem 
Rubrum des Nachtrags hervor, dass die Miete-
rin durch zwei gesamtvertretungsberechtigte 
Geschäftsführer vertreten wird. Unterschrieben 
hat aber nur ein Geschäftsführer unter Hinzufü-
gung des Firmenstempels. Der Bundesge-
richtshof nimmt an, der Stempelzusatz könne 
hier weder so verstanden werden, dass der Un-
terzeichner mit der geleisteten Unterschrift hin-
sichtlich dieses Geschäfts zur alleinigen Vertre-
tung der Gesellschaft berechtigt sei, noch dass 

er mit seiner Unterschrift zugleich den im 
Rubrum genannten weiteren gesamtvertre-
tungsberechtigten Geschäftsführer vertreten 
wollte. Durch den Stempelzusatz wird die Ur-
kunde nach ihrem äußeren Anschein nämlich 
nicht abgeschlossen. Unter dem vollzogenen 
Unterschriftfeld findet sich ein zweites Unter-
schriftsfeld mit der maschinenschriftlichen Na-
mensangabe des zweiten Geschäftsführers, 
welches zur Unterzeichnung durch diesen vor-
gesehen ist. Dieses Unterschriftsfeld ist leer. Es 
findet sich auch kein Hinweis etwa in Form ei-
nes Vertretungszusatzes für den zweiten Ge-
schäftsführer, in Form einer ausdrücklichen Be-
zugnahme auf die bereits geleistete Unterschrift 
oder in Form einer Durchstreichung dieses Un-
terschriftsfeldes darauf, dass der Vertrags-
schluss mit der einen geleisteten Unterschrift 
für die Mieterseite bereits vollständig vollzogen 
sei. Ohne einen solchen Hinweis erweckt die 
Urkunde einen unvollständigen Eindruck, so-
dass ein möglicher Erwerber des Grundstücks 
nicht erkennen kann, ob alle erforderlichen Un-
terschriften geleistet worden sind oder nicht. 
Daher ist im vorliegenden Fall das Schriftfor-
merfordernis nicht gewahrt. Rechtsfolge ist die 
ordentliche Kündbarkeit des Mietvertrags, § 
550 BGB. 

2.  Vertragsimmanenter Konkurrenzschutz in 
einem Einkaufszentrum 

Zu den Hauptleistungspflichten des Vermieters 
gehört die ungestörte Gebrauchsüberlassung 
der Mietsache (§ 535 BGB). Diese Pflicht um-
fasst bei einem Gewerberaumietverhältnis 
grundsätzlich auch einen vertragsimmanenten 
Konkurrenzschutz (BGH NJW 1978, 585, 586 
und NJW 2012, 844 Rn. 33). Jene hat zum In-
halt, dass der Vermieter grundsätzlich gehalten 
ist, keine in der näheren Nachbarschaft des 
Mieters gelegenen Räume an Konkurrenten zu 
vermieten oder selbst in Konkurrenz zum Mieter 
zu treten. Diese Rechtsprechung beruht auf der 
Erwägung, dass es bei der Vermietung von 
Räumen zum Betrieb eines bestimmten Ge-
schäfts zur Gewährung des vertragsmäßigen 
Gebrauchs gehört, in anderen Räumen des 
Hauses oder auf in unmittelbarer Nähe angren-
zenden Grundstücken des Vermieters kein 
Konkurrenzunternehmen zuzulassen. Aller-
dings ist der Vermieter nicht gehalten, dem Mie-
ter jeden fühlbaren oder unliebsamen Wettbe-
werb fernzuhalten. Vielmehr ist nach den Um-
ständen des einzelnen Falls abzuwägen, inwie-
weit nach Treu und Glauben unter Berücksich-
tigung der Belange der Parteien die Fernhal-
tung von Konkurrenz geboten ist (BGH NJW 
2012, 844 Rn. 33 und NJW 1978, 585, 586). 
Teilweise wurde die Auffassung vertreten (etwa 
OLG Dresden MDR 1998, 211), in einem Ein-
kaufszentrum bestehe kein vertragsimmanen-
ter Konkurrenzschutz. Der Bundesgerichtshof 
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ist jedoch anderer Auffassung. Er meint, es be-
stehe kein Anlass, in einem Einkaufszentrum ei-
nen geringeren Konkurrenzschutz zu gewähren 
als bei der Vermietung mehrerer benachbarter 
Ladenlokale durch denselben Vermieter in ei-
ner Geschäftsstraße. Dabei richtet sich der Um-
fang des vertragsimmanenten Konkurrenz-
schutzes nach der jeweils berechtigten Ver-
kehrserwartung. So darf in einem kleinen Ein-
kaufszentrum mit nur wenigen Ladenlokalen 
davon ausgegangen werden, dass der Vermie-
ter für ein möglichst breit gefächertes Angebot 
sorgt und Sortimentsüberschneidungen vermei-
det. Umgekehrt muss der Mieter einer Laden-
fläche in einem großen Einkaufszentrum hin-
nehmen, dass es zu typischen Sortimentsüber-
schneidungen mit anderen Gewerbetreibenden 
kommt, zumal die Attraktivität eines großen Ein-
kaufszentrums gerade auch mit der Repräsen-
tanz konkurrierender Angebote steigt. Es ist 
dann nach dem zur Grundlage des Mietvertrags 
gemachten Betriebskonzept des Einkaufszent-
rums eine Frage des Einzelfalls, in welcher 
Nähe zu seinem eigenen Geschäft der Mieter 
eine direkte Konkurrenzsituation hinnehmen 
muss oder abwehren kann. 

3.  Formularmäßiger Ausschluss des Kon-
kurrenzschutzes bei gleichzeitiger Festlegung 
einer Betriebspflicht mit Sortimentsbindung 

Der Bundesgerichtshof entscheidet, dass der 
formularmäßige Ausschluss des Konkurrenz-
schutzes in einem Einkaufszentrum bei gleich-
zeitiger Festlegung einer Betriebspflicht mit 
Sortimentsbindung den Mieter unangemessen 
benachteiligt und unwirksam ist. 

Gemäß § 307 Abs. 1 BGB sind Bestimmungen 
in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirk-
sam, wenn sie den Vertragspartner des Ver-
wenders entgegen den Geboten von Treu und 
Glauben unangemessen benachteiligen. Nach 
Abs. 2 der Vorschrift ist eine unangemessene 
Benachteiligung im Zweifel anzunehmen, wenn 
eine Bestimmung mit wesentlichen Grundge-
danken der gesetzlichen Regelung, von der ab-
gewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder we-
sentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der 
Natur des Vertrags ergeben, so einschränkt, 
dass die Erreichung des Vertragszwecks ge-
fährdet ist. Nach dieser Vorschrift ist zwar die 
formularmäßige Vereinbarung einer Betriebs- 
und Offenhaltungspflicht für sich genommen im 
Regelfall nicht nach § 307 Abs. 1 S. 1 BGB un-
wirksam (BGH NJW-RR 1992, 1032, 1033 f.). 
Ebenfalls nicht unangemessen ist für sich ge-
nommen eine formularmäßige Abrede, die den 
Mieter von Gewerberäumen an ein bestimmtes 
Sortiment bindet (BGH ZMR 2010, 596 Rn. 14 
und NJW 2000, 1714, 1717) oder den Vermieter 
von einer Verpflichtung zum Konkurrenzschutz 
freistellt (BGH ZMR 2010, 596 Rn. 14). Umstrit-
ten war bislang die Frage einer Angemessen-
heit der genannten Formularbedingungen dort, 

wo sie unter Einschluss einer Sortimentsbin-
dung kumulativ vereinbart werden. Der Bundes-
gerichtshof schließt sich jetzt der Meinung an, 
wonach die Kumulierung der genannten Bedin-
gungen eine unangemessene und nach § 307 
BGB unwirksame Benachteiligung des Mieters 
sei (so bereits OLG Schleswig NZM 2000, 1008 
und Guhling/Günter/Menn Gewerberaummiete 
§ 535 BGB Rn. 394). Mit dem formularmäßigen 
Ausschluss des Konkurrenzschutzes schränkt 
der Vermieter seine Hauptleistungspflicht ein. 
Werden durch eine Bestimmung wesentliche 
Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur 
des Vertrags ergeben, so eingeschränkt, dass 
die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet 
ist, ist gemäß § 307 Abs. 2 BGB im Zweifel eine 
unangemessene Benachteiligung anzuneh-
men. So liegt der Fall, wenn in einem typischen 
Einkaufszentrum durch formularmäßigen Miet-
vertrag jeglicher Konkurrenzschutz ausge-
schlossen, gleichzeitig jedoch dem Mieter eine 
Betriebspflicht mit Sortimentsbindung auferlegt 
wird. Wird der Konkurrenzschutz des Mieters 
vertraglich ausgeschlossen, so verschafft dies 
dem Vermieter nämlich die Möglichkeit, Kon-
kurrenzunternehmen mit gleichem oder ähnli-
chen Sortiment in der unmittelbaren Nachbar-
schaft des Mieters anzusiedeln. Dadurch gera-
ten der Umsatz und die Geschäftskalkulation 
des Mieters in Gefahr. Ist ihm in dieser Lage zu-
sätzlich eine Betriebspflicht mit Sortimentsbin-
dung auferlegt, fehlt es ihm an Möglichkeiten, 
sich durch Veränderung des eigenen Angebots 
an die entstandene Konkurrenzsituation anzu-
passen oder zumindest durch Verkürzung sei-
ner Betriebszeiten seine Kosten zu reduzieren. 
Es mag zwar zutreffen, dass die Sortimentsbin-
dung im Interesse der Gesamtheit der Mieter 
grundsätzlich dem Erhalt des Branchenmix und 
der Attraktivität des Einkaufszentrums dient. Er-
möglichen die Vertragsklauseln jedoch einseitig 
dem Vermieter, Konkurrenzsituationen herbei-
zuführen und dadurch den strengen Branchen-
mix aufzuweichen, beeinträchtigt dies den Mie-
ter unangemessen, wenn jener nicht seinerseits 
durch entsprechende Sortimentsanpassung re-
agieren kann. Rechtsfolge der unangemesse-
nen Benachteiligung ist unmittelbar die Unwirk-
samkeit der betreffenden Klauseln (§ 307 Abs. 
1 BGB). Lässt ein Vermieter im Vertrauen auf 
die Wirksamkeit der formularmäßig vereinbar-
ten Klausel, mit dem der Konkurrenzschutz aus-
geschlossen wurde, Wettbewerb zu, stellt dies 
eine Pflichtverletzung dar, die nach Abmah-
nung zur Befugnis des Mieters führen kann, das 
Mietverhältnis fristlos zu kündigen. Darüber hin-
aus kann die Verletzung eines bestehenden 
Konkurrenzschutzes einen Mangel der Mietsa-
che bewirken (BGH NJW 2013, 44 Rn. 35). Da-
raus können sowohl Ansprüche des Mieters auf 
Verhinderung oder Beseitigung der Konkur-
renzsituation erwachsen als auch eine Minde-
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rung oder gegebenenfalls eine Schadenser-
satzpflicht des Vermieters. Schließlich kann der 
Mangel, wenn er nicht behoben wird, einen 
wichtigen Grund zur Kündigung darstellen (§ 
543 Abs. 2 Nr. 1 BGB). 

BGH, Urteil vom 26.02.2020 - XII ZR 51/19 

 

 E-Scooter, Promille und der Führerschein 

Das Landgericht München I hatte als Beschwer-
deinstanz in Bezug auf die vorläufige Entzie-
hung der Fahrerlaubnis über folgenden Sach-
verhalt zu entscheiden: Es fuhr ein Angeklagter 
am 06.07.2019 um ca. 21:15 Uhr in München 
mit einem E-Scooter, wurde insoweit kontrolliert 
und eine Blutprobe ergab eine Alkoholisierung 
im Mittelwert von 1,23 Promille. Gegen den 
Strafbefehl mit einer Geldstrafe von 40 Tagess-
ätzen sowie Entzug der Fahrerlaubnis wurde 
fristgemäß Einspruch eingelegt und dieser auf 
die Rechtsfolge (Geldstrafe und Entzug der 
Fahrerlaubnis) beschränkt. Zugleich war im vo-
rangegangenen Ermittlungsverfahren der Füh-
rerschein vorläufig entzogen worden gemäß § 
111a StPO. 

In der Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht 
wurde durch die Verteidigung geltend gemacht, 
es sei trotz der Höhe der Alkoholisierung kein 
Regelfall für einen Entzug der Fahrerlaubnis ge-
mäß § 69 Abs. 1 Abs. 2 Nr. 2 StGB gegeben, es 
sollte eine Stellungnahme in Bezug auf die ge-
nerelle Fahreignung nachgereicht werden. Das 
Amtsgericht ist dem gefolgt, hat die vorläufige 
Entziehung der Fahrerlaubnis aufgehoben und 
den Führerschein herausgegeben. Hiergegen 
hat die Staatsanwaltschaft Beschwerde einge-
legt. 

Durch das Landgericht München wurde auf-
grund der gesetzlichen Regelung die Nutzung 
eines E-Scooters dem Führen eines Kraftfahr-
zeuges im Sinne des § 69 StGB gleichgesetzt 
und darauf gestützt der Regelfall für die Entzie-
hung der Fahrerlaubnis im Falle der absoluten 
Fahruntüchtigkeit, ab 1,1 Promille, angenom-
men. Auf dieser Grundlage wurde der Führer-
schein erneut vorläufig entzogen. Argumentiert 
wurde einerseits mit der Gleichstellung von E-
Scootern und Kraftfahrzeugen, beispielsweise 
hinsichtlich der Versicherungspflicht sowie 
auch der Gefährlichkeit, aufgrund Beschleuni-
gung ohne eigene Kraftanwendung. Es ist zwar 
diese Begründung nicht zwingend. Aufgrund 

der Entscheidung, welche sich auch auf eine 
vorangehende Entscheidung des Landgerichts 
München I vom 30.10.2019 - 1 J  Qs 24/19 jug. 
stützt, muss jedoch damit gerechnet werden, 
dass auch andere Gerichte und Staatsanwalt-
schaften dies entsprechend handhaben. Die 
Nutzung eines E-Scooters in alkoholisiertem 
Zustand bedeutet damit eine grundsätzliche 
Gefahr für die Fahrerlaubnis, falls es zu einer 
Kontrolle kommt. 

Beschluss Landgerichts München I vom 
29.11.2019 – 26 Qs 51/19 (DAR 2020, 111) 

 

 Pflichten des Verwalters bei Sanierungsbe-
darf 

Der Verwalter muss den Zustand des gemein-
schaftlichen Eigentums kontrollieren, die Woh-
nungseigentümer entsprechend unterrichten 
und sie auch in die Lage versetzen, die für die 
zu ergreifenden Maßnahmen notwendigen Be-
schlüsse zu fassen. Zur Vorbereitung der Be-
schlussfassung muss der Verwalter beste-
hende Handlungsoptionen aufzeigen. Wenn 
Baumaßnahmen durch Dritte wie den Bauträ-
ger durchgeführt werden, muss der Verwalter 
wie ein Bauherr im Interesse der Wohnungsei-
gentümer prüfen, ob die Leistungen ordnungs-
gemäß erbracht sind. Wenn er feststellt, dass 
beschlossene oder anderweitig veranlasste Sa-
nierungsmaßnahmen ganz oder teilweise nicht 
ausgeführt werden, muss er auf vollständiger 
Durchführung beharren, wie der Bundesge-
richtshof am 19.07.2019 in einem Urteil ent-
schieden hat. Insbesondere darf der Verwalter 
nicht auf Erledigungsmitteilungen des Bauträ-
gers vertrauen, wenn er Anhaltspunkte dafür 
hat, dass tatsächlich eine Erledigung nicht statt-
gefunden hat. Vielmehr muss der Verwalter die 
Wohnungseigentümer in diesem Fall unterrich-
ten und auf eine sachgerechte Beschlussfas-
sung hinwirken, dabei auch bestehende Ge-
währleistungsansprüche und auch bestehende 
Verjährungsfristen berücksichtigen. Wenn der 
Verwalter dies unbeachtet lässt, haftet der Ver-
walter für den entstehenden Schaden und zwar 
auch gegenüber den einzelnen Wohnungsei-
gentümern, obwohl der Verwaltervertrag mit der 
Wohnungseigentümergemeinschaft als Ver-
band abgeschlossen wurde. Denn der Verwal-
tervertrag entfaltet Schutzwirkung zugunsten 
des einzelnen Wohnungseigentümers. Diese 
dargestellten Verpflichtungen treffen auch den 
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sogenannten Bauträgerverwalter, demnach mit 
dem Bauträger identischen, von ihm eingesetz-
ten, mit ihm verbundenen oder von ihm abhän-
gigen Verwalter. Damit muss der Bauträgerver-
walter auch auf Gewährleistungsansprüche 
"gegen sich selbst" und eine drohende Verjäh-
rung dieser Ansprüche hinweisen. 

BGH, Urteil vom 19.07.2019 - V ZR 75/18 

 

 Falsche Mietfläche rechtfertigt nicht immer 
eine Rückforderung 

Wenn der Mieter einem Mieterhöhungsbegeh-
ren des Vermieters zustimmt, kommt dadurch 
eine vertragliche Vereinbarung über die be-
gehrte Mieterhöhung zustande. Es kommt dann 
nicht darauf an, ob das Mieterhöhungsbegeh-
ren den formellen Voraussetzungen des § 558a 
BGB entsprochen hat und dieses berechtigt ge-
wesen ist. Denn Grundlage für die erhöhte 
Miete ist die Vereinbarung selbst. Im vom Bun-
desgerichtshof entschiedenen Fall hat der Ver-
mieter eine erhöhte Miete begehrt und dabei 
eine Wohnfläche von 113,66 m² angegeben. 
Dabei blieb der Vermieter jedoch betragsmäßig 
unter der ortsüblichen Vergleichsmiete. Nach-
dem der Mieter zugestimmt hat und die erhöhte 
Miete bezahlte, zweifelte der Mieter im Laufe 
der Zeit die Wohnfläche von 113,66 m² an und 
behauptete, dass diese nur lediglich 99,75 m² 
beträgt. Die auf Rückzahlung der nach Ansicht 
des klagenden Mieters zu viel bezahlten Miete 
gerichtete Klage wurde abgewiesen. Denn die 
Parteien haben eine Vereinbarung über die 
Miethöhe getroffen. Auch der Irrtum der Par-
teien über die tatsächliche Wohnfläche rechtfer-
tigt keine Vertragsanpassung zugunsten des 
klagenden Mieters wegen der Störung der Ge-
schäftsgrundlage, da dem Kläger ein unverän-
dertes Festhalten an der Mieterhöhungsverein-
barung zumutbar ist. Der Bundesgerichtshof 
begründet seine Entscheidung damit, dass der 
Vermieter die erhöhte Miete auch bei einer Ver-
weigerung des Klägers in einem gerichtlichen 
Verfahren hätte durchsetzen können. Denn die 
erhöhte Miete lag unter der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete. Auch bei Berücksichtigung der 
wahren (geringeren) Wohnfläche hätte der be-
klagte Vermieter damit einen Anspruch auf Zu-
stimmung gehabt. Demnach sind dem Mieter 
keine wirtschaftlichen Nachteile entstanden, 
weshalb auch ein Anpassungsanspruch nach 

den Grundsätzen der Störung der Geschäfts-
grundlage nach § 313 S. 1 BGB ausschied. 

BGH, Urteil vom 11.12.2019 - VIII ZR 234/18 
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